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I n h a l t:

Leilsätze flik die polnische Seepolitili.
Ein ,,Flinfiabresplqn« für den Umban der landwirtschaftlichen Struhtur Polen-
Die polnifch-sranzdfischen Wirtschaflsdeziebungemk
Der Besuch der deutschen Landwirtschaftåqbordnung in Polen-
Die Rentabilität des politischen Kohlenbetgbqneå in den Jahren 1928—1933.

Leftsätze für die polnische Seepolitic.
Die von dem früherenFinanzminiftserMsatu Hze w åki ge-

leitete 3eikschsrift »Von-knien Nat-o dow« (,,P-olitiik der Ra-

tionen«) bring-i einen Aufsatz des um die polnissche Seepolitik bie-

ssondsers ver-dienten- friisheren Handeleministers Kwiatkowski:
»Po-lenH Se«epolitik«, der vielfach Gedanken wiederholt,
die cVerfasser schon früh-er, u. a. in einem Vortrag «PolenH
Rückk ehk zur Ostsee« (ver«gl-.»Ostland-Verichte«,Jahrg. 4

(1il30), Nr. 1, S. 3—7), geäußert hat.

Einleitend ksommt der eventuell an ander-er Stelle zsus er-

örternde historische Rückblick aus die See- Und Hafen-
piolitik Polen-z bit-H zu den Teilungen (S. 2"51—--28-1)zu seligen-dem
Ergebniss:

»Die Abneigung, für die Zukunft Opfer zu bringen« die völ-

lige Zersplitterung der Verantwortlichkeit für den Staat, die

ehronische Leere des Staatsschatzes, endlich eine gewisse Un-

fähigkeit zu schöpferischer Kollektivarbeit —-

waren · . . der

Grund dafür, dalZ das See- und Pommerellen-Problem nicht

positiv und für dauernd gelöst wurde. Parallel zu dem Nieder-

gang der chublik schwand auch die Wirtschaftsexpansion an

dieser Küste.

Preulzen stellte den Interessen Danzigs die Interessen der

reindeutschen . . . Häfen entgegen, der Bau der Eisenbahnen

umging Zeitweilig den Danziger Hafen, die Frachten wurden
bei ausdrücklicher Benachteiligung der Danziger lnteressen

festgelegt
.

lm Laufe der Jahrzehnte . . . wurde dieser politische Win-
kcl der Ostseeküste westlich der Weichselmündung . . . immer

stärker bedeutungsloses Land.«

Zu den- wirtschaftlichen Aufgaben der Ge-

genwart ü-b-ergeh-end,stellst Verfasser fest: Rasch der Wieder-

crsrichtung Polens ssei es jedem klar,

»das wir Polen in relativ kurzer Zeit völlig umbauen

müssen· Der heutige Zustand ist in jeder Hinsicht schwierig.

Wenn nämlich die Mehrheit unserer Bevölkerung Arbeiten aus-

fiihrt. die wirtschaftlich geringfügige Resultate liefern, wenn

die Daten der Berufsstruktur der Bevölkerung, die Zahlen für

den Konsum, Ex- und Imiport pro Kopf der Bevölkerung uns

scharf von den westlichen Nachbarn trennen, Sozialeinkomsmen

und Hohe der Haushaltslast pro Kopf der Bevölkerung unter

den Normen-kleiner, durch politische Schwierigkeiten nicht

belastetcr, Staaten bleiben, muB dieser Zustand grundsätzliche

Wandlung erfahren, wenn wir nicht erneut unsere Existenz

aufs Spiel setzen wollen.

Fügen wir hinzu, daB wir einen hohen B-evölkerungszu-

wuchs und zersplitterten Agrarbesitz haben, dalz die Auswan—

derung unerhört erschwert worden ist« wir asber eine ganze

Reihe ungenutzter Rohstoffe besitzen, so ersehen wir, dalz nur

durch lndustklallsiekung Polens und groBe Handelsexpansion
wir zu dem erstrebtenZiel — dem Umbau Polens —- gelan-
gen .

. , Hier stolzen wir aber auf neue grolze Widerstände.

Die Welt erfährt. und zwar um uns stärker als anderswo,
eine radikale Wandlung. Der Osten z. B., früher ein Gr()l3ab-

nehmer unserer lndustricproduktc . , .. will selbst Industriellen-
sein: mit lndustrieprodukten können wir also nicht ostwärts

gehen. Von Fall zu Fall können gröBere oder kleinere Trans-

aktsionen vorkommen; hier und da liefern wir Schienen,
Eisen oder Maschinen, aber in fünf bis sechs Jahren wird

der Osten diese Produkte nicht mehr abnehmen. Auch mit

Rohstoffen und Agrarprodukten können wir nach Osten nicht

gehen, da der Osten sie billiger herstellt, leider .
. auch nicht

nach Westen, da der Westen sich gerade die Reagrarisierung
zum Ziel gesetzt hat . . . Mit Fertigiabrikaten können wir eben-

falls nicht nach Westen·gehen . . .

Betrachten wir die Karte .
.

. Die Ostgrenze .
. ist und

bleibt tot. Der Warenaustausch übersteigt hier einige Prozent

des früheren Verkehrs nicht, und zwar unabhängig davon. dali

gerade unsere politischen Beziehungen zu den Sowjets freund-

schaftlich normiert wurden .
.

. Die Westgrenze und ein be-

deutender Teil unserer Nordgrenzc stehen . . . unter der Kann--
nade des Wirtschaftskrieges . . . Die Südgrenze ist . . . für

groBen Wareuverkehr mechanisch ungeeignet Verbleibt nur

die geringe Seegrenze. die gewissermalzen die Umkehrung all

der Schwierigkeiten an den l.«andgrenzen ist. Hier ist der Wa-

renaustauscl1, der Kontakt mit dcr Welt unmittelbar . . . Folge
dieser Tatsache ist dic fast spontanc . . ungeheure Steige-
rung des Warenvcrkchrs über den Danzigcr und Cdingener
Hafen . .

.
. . Mit welcher Bilanz haben wir nach dem Weltkriegc

unsere seepolitik begonnen? Wilsons Formel war einfach und

recht klar. Dali nämlich Polen —- in seiner spezifischen geo-

graphischen Lage und seinen ungeheuren wirtschaftlichen

Schwierigkeiten « ein wirklich unabhängiger . . . Staat nur

sein könne, wenn es einen durch nichts behinderten Zugang
zum Meere erhalte. Später aber nahmen die Politiker diese

Formel in ihre Werkstatt und arbeiteten sie in praktische
Paragraphen um, die die Frage verdunkelten und mit Kon-

fliktstoffen sättigten . . —. vor allem das V e r h ä l t n i s l) a n —

zigs zu Polen.

Hätte diese Frage rein und einseitig unter dem Gesichts-
punkt der Nationalität entschieden, der Wille der Bevölkerung
beachtet werden sollen. so bin ich der Ansicht, dali DanziL
politisch zu Ostpreulzen gehören müBte. HieB aber die Frage.
wie das Danzigcr Problem vom rein wirtschaftlichen Gesichts-
punkt, teilweise bei Berücksichtigung der geschichtlichen oder

wirtschaftsgeschichtlichen Elemente zu entscheiden sei, so

hätte man ehrlich und endgültig sagen müssen: Danzig mulz

vorbehaltlos integrierender Teil der Repubiik Polen sein« Die
praktische Lösung von Versailles . . . wollte beide Gesichts-

punkte befriedigen. Die späteren Konventionen .—«—von Paris
und Warschau —- komsplizierten die Frage noch, da Polen in

Spaa gezwungen worden war. gewisse sehr grundsätzliche
Konzessionen zu machen.

. . . Um die gesamte polniscli—Dariziger Frage objektiv zu

beurteilen, mulz man auch bedenken, dalz Danzig seelisch vor

den Scheidewcg gestellt wurde. Sein Wirtschaftsinteresse
hätte Unterstützung der lnteressen Polens verlangt, das poli-
tische interesse aber forderte Konflikte und Widerstand gegen

Polen .
-

. Es beginnt z. B. der deutsch-polnische Zollkrieg.
Die deutsche Presse . . . sagt voraus, Polen werde aus dem
Zollkricg völlig zerschmettert hervorgehen. Polen aber will
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sich verteidigen und sucht, da die Landgrenzen geschlossen
,

sind, den Ausweg zur See. Polens Lage ist klar, Danzig aber

gerät in einen schweren, inneren Konflikt. Natürlich möchte

es an dem Kohlenexport usw.-verdienen, wenn es aber Polen
beim Kohlenexport hilft, lähmt es die deutsche Politik des Zoll-

kr-ieges. Hätte es Deutschland helfen sollen, mulz es sich die

Wirtschaftsexpansion vernichten.
Alle diese Momente forderten immer klarer und dringender,

daB in Polen die Grundlagen einer eigenen, durch und durch

polnischen Seepolitik geschaffen wurden .
. .

. . . Analysiert man die Vorkriegsstruktur der polnischen
Wirtschaft, so könnte man sagen, daB sie jahrzelintelang auto-

matisch ,,horizontal«, d. h. nach Westen und Osten, eingestellt
war . . . Nach dem Kriege begann unter dem Einflulz grund-
sätzlicher Wandlungen jenseits der Grenzen Polens . . . die

Achse der polnischen Politik sich zu drehen .
. .; aus der hori-

zontalen wird sie zwangsläufig seine vertikale. Das heiBt, wäh-
rend vordern . . . es den Anschein hatte, dalz Polen ohne Han-

delsvertrag mit Deutschland nicht leben könne .
. ., daB mit

dem Verlust der sogenannten Ostmärkte Polens gesamte Wirt-
schaft zusammen"bräche, wird diese Diskussion jetzt immer

weniger aktuell. Dagegen eröffnen sich neue, früher unbekannte

Möglichkeiten, nach Norwegen, Schweden oder Frankreich,
B«e1gien,Dänemark, Holland, Spanien usw., d. h. nach Staaten,
zu denen die Ware über See gehen muB. Andererseits beginnen
auch die südlichen Märkte: die ,l’schechoslowakei, Osterreich,
Rumänien, Ungarn, ltalien, Südslavien im Leben Polens eine

immer wichtigere Rolle zu spielen . . .

Die Anfangsphase der Aktivisierung der

polnischen Seepolitik traf aber auf verschiedene
S c h w i e r i g k e i t e n·, besonders als einzig und allein Dan-

zig die natürliche Grundlage war; ich erinnere an die Frage
der Munitionsentladung im Bolschewistenkriege . .

· Als später
Polen den Danziger Hafen —- der gegenüber unserer Wirt-

schaft eine Monopolstellung einnimmt — ausnutzen wollte und

mulzte, fielen die Schläge von zwei Seiten. Danzig selbst be-
kanntesich zuderLosung: ,,Mögen die Polen zahlen!"",
wurde eine teure Stadt mit allen nachteiligen Folgen dieser

Teuerung. Andererseits . . . begannen die deutschen Eisen-

bahnen den scharfen Tarifkampf gegen die polnischen Bahnen

und Danzig . . .« (Folgen Beispiele für die Höhe der Frachten,
Unzulänglichkeit »der Lin-ger- und UmsschlagsseinrichkungenDanzng
U. ä«) ,,— . . Alle diese Momente . .

veranlaBten uns zum B au

des eigenen Hafens . . .«

Hierzu wird nach kurzen Angaben über die einzelnen Bau-

asbischsnittefestgestellt:
»Was bisher vollendet wurde, und wie der Gdingener Ha-

fen arbeitet, ist recht allgemein bekannt. Trotzdem möchte ich

ausdrücklich betonen: das Resultat, dessen wir uns alle so gern

rühmen, darf niemals —- keinen Augenblick lang —— das Bild

verdunkeln. daB alles nur die Einleitung zur Lösung des Pro-

blems, noch nicht die Lösung selbst ist.«
Es folgen Umschslsagåzifferni Dsanzigg und Gdin-

geng, zu denen Verfasser u. a. bemerkt:

,,. .
. Im Jahre 1926 existierte in Gdingen noch kein Import,

während der Export im Monatsdurchschnitt 34500 to erreichte.
Im gleichen Jahr betrug im Monatsdurchschnitt Danzigs Im-
port 53 400 to, der Export 4716000 to, der Gesamtumschlag
525000 to im Monatsdurchschnitt. Es ist eine unerhört charak-
teristische Erscheinung, dalz Danzig, solange als Polens Wirt-
schaftspolitik nicht auf das Seeproblem und Gdingen eingestellt
war, kaum die Menge umschlug, die vor dem Kriege sein An-

-teil war, nämlich 2——2l,15Millionen to. In dem Augenblick, da

der Bau Gdingens begonnen wurde, sprang Danzigs Umschlag
auf 6 Millionen to jährlich.« Es war damals wohl der einzige
Hafen Europas, der in drei Schichten arbeitete, d. h.: als un-

sere Seepolitik eröffnet wurde, begann sie sich auch zugunsten

«Danzigs auszuwirken. Erst als die Wirtschaftskrise die Zahlen

zurückgehen lieB, kommt es dazu, dalz auch der Um schlag
Danzigs zurückgeht, Gdingen aber weiter

wächst, weil es die politischen Hinder-

nisse, derer sich Danzig bedient, nicht

aufweist...«
«

Zahlen für Gdingen-Z Rehsordleistung in der Zeit vom 23.——29.

1t0. 1983 zeigen
,,ei-ne praktische Umschlagsfähigkeit Gdingens von 8,5 Mil-

lionen to im Jahr, d. h. das Vierfache der Umschlagsfähig—
·keit Danzigs 1913. Lassen wir uns aber durch das Gewicht

dieser Zahlen nicht einschläfernl Unter der Herrschaft stefan
Bathorys entwickelte sich Elbing fsiinf Jahre lang unerhört und
wurde ein GroBhafen, später aber änderte sich alles mit einem

Schlage infolge des Rücskzuges Polens von selbständiger see-
politik·

·

So gehen heute rund 710 Z dessppolnischen Gesamtexports
über See, nur IOZ überidie relativ ungeheure Landgrenze.
Im lmport gehen rund ZZ Z über See, 68 Z über die Land-
grenze. lm lmport entscheidet die Politik der lmporteure, im

Export meistens wir selbst, und zwar bewirkt die Entschei-
dung die Billigkeit des Seeweges,-besosnders über Gdingen . . .«

Jn Wiederholung alter-, längst widerlegter Vorwürfe erklärt
Verfasser weiter-:

»Wie anders ging die preulsische Regierung gegenüber Dan-

zig vor. Polen hat grundsätzlich identische Entwicklungsbe-
dingungen für Danzig und Gdingen festgelegt, da die beiden

Häfen . . . Werkzeug der polnischen Wirtschaftsentwicklung
sein sollen. Sämtliclie Frachten wurden für Danzig und Gdin-

gen identisch berechnet, sämtliche grundsätzlichen Privilegien,
die wir Gdingen gewährten, galten auch —in"-Danzig . .

Einige Zahlen über den Umschlag Dsanzsi·g·sund Stett-ins vor

und nach dem Krieg-e (1k8«88s,119106,1491lZ-,;1I91236;ls1196-1)sollen zeigen:
»Das Hauptproblem spielt sich hiekzzaiifKosten der polni-

schen Güter ab. Wer Rohstoffe und Ilijlckige Lebensmittel . . .

ex.portiert, muB technisch ideal und billig? ausgestattete Häfen

besitzen. Diese Aufgabe muB Gdingen erfüllen, das mulZ An-

trieb für Danzig sein. Es gäbe also ..·keinen gröbe-
ren Fehler als den

—

ein Kartell Gdin-

gen-Danzig zu schaffen«

Den-n z. B. ein Vergleich der Zahl der Kräne in Danzig 191s2

und 1966 lehre: -

,,Danzigs Umschlagsfähigkeit wurde unter dem EinfluB der

Konkurrenz Gsdingens zehnfach ausgebaut, und da-
her ist diese gesunde Erscheinung nicht zu

behindern« s«

Verfasser erwähnt anschließend «i»m·-Telegrssammstil«noch die

künftigen Aufgaben der polnischen Seepolitik,
nämlich: die Fertigstellung der »Kohslemnag-istr-al-e«,den Bau des

Freiihiafeng in Gdingen, die Notwendigkeit Gdingen-; Finanzkraft
zu stärken, und end-lich die Aufrechterhaltung der 1s9tsz2ein-geführ-
ken Seepräserenz-Zölle. » , »

»Wir werden Angriffe auf diesen««Zoll erfahren, daher ist

die Erhaltung dieses Grundsatzes, mindestens für die Zeit der

Entwicklung des Gdingener Hafens, auch weiterhin ein wich-

tiges Problem. -

Das wichtigste aber ist, daB «-wir in der Se e-

Dolitik nicht den Fehler begehen dürfen, der
in unserm Nationalcharakter liegt. Wir sind
von Natur sehr ungeduldig und empfindlich. Wird z. B. in

einer groBen Frage ein kleiner Fehler gemacht, so sind wir

schon bereit, die Lust zu verlieren und von der ganzen Frage
zurückzutreten. In der Seepolitik, wo eine groBe Tätigkeit ent-

faltet wird, muB eine gewisse Zahl von Fehlern entstehen, es

gibt kein Volk . . ., das Fehler absolut vermieden hätte. Der
Fehler mulz schnell erkannt und behoben werden- dakk aber
nicht Veranlassung zur Unlust werden-«

Nach Hinweisen auf den notwendigen Ausbau d e r pol-
njschen H.andelsfl.okkie, insbesondere der regulsären
Linien vsosn und nach Gdingen, schließtVerfasser seine Betrach-
tungen wie fsolsgkzNach den Fehlern und Versäumnis-sender Ver-

gangenheit stände Posten gegenwärtig
·

,,erneut vor der Frage,:-dise unerhörte Bedeutung für Polens
Zukunft besitzt. ich persönlich bin von dem Glauben beseelt,
daB die groBe kulturelle1 und wirtschaftliche Tat, dise aus dem
Willen des ganzen Volkes erwachsen-· und organisch mit der

polnischen Bevölkerung Pomsrnerellens verbunden ist, nicht

minder stark als Geschütze und Blut uns-er Verteidiger und



Mitkämpfer sein wird. Daher darf man wedeo heute noch künf-

tig die schöpferische Arbeit an der Ostseeküste im Stich lassen.
—

. . . Gdingen ist nicht nur ein in Wüste und Sand erwachsener,
neuer und moderner Hafen, nicht nur eine junge und schöne

Stadt, nicht nur Schiffe unter polnischer Flagge; es ist das

Symbol der Arbeit des neuen Polen-, das Schritt für Schritt

den Wall der es umgebenden Schwierigkeiten zerbricht.«

[,,poiityka Nak0d6w·· 1-934, Nr. 4 (ApkiI), S. 251—271.1

Ein »Fünfjahtesplan" für den Umbau der

landwirtschaftlichen Struktur Polens.
Vor kurzem hat das Wirtschaftstkomsitee des polnischen Mini-

sterrats einen Antrag des Landwirtschafts- und Agrarreforms
Ministeriums betr. einen ,-Fiinfsjahresplan«für die Arbeiten zum
Umibau der landwirtschaftlichen Struiktusr Polens gebilliigt Nun-

mehr ver-breitet die Regierungs-presse (»Ga-zeta Psolsska«Nr. 108,
20. 4. 193«4; »Ilustrow-anyKuryer Codzienny« Nr. 11!0, 22. 4.

1s934) den Inhalt einer Unterredung, die im Zusammenhang mit

diesem Beschluß des Aiinsisterrates der LasndwsirtschastsministerDr.

Nakoniecznikofszlukowski einem Vertreter der

polnischen Telegrapshenagentur (PAT) gewährt hat. Danach hat
der Ali-nistet u. sa. saus »die Fra·ge- Ob in letzter Zeit ein Still-

stand in den Arbeiten zur Zusammenlegung
bzw. Parzesllierung landwirtschaftlicher Be-

triebe eingetreten sei, erklärt:
Das sei nicht d er Fall-; in der Zeit der Wirtschafts-krise

sei entsprechend der allgemeinen Wirtschsastsschwiäschunkgledig-lich
das Tempo dieser Arbeit verlangsamt worden: 129310 seien noch
509 Wo ha, im Jahr-e 11933 nur 41002000 ha zusammengelegt
worden.

Obwohl dieselben finanziellen Gründe-auch die Durchführung
der Parzellierungssaktion gehindert hätten, seien trotzdem im Jahre
1933 mit ZZWO ha sogar mehrere Tausend ha mehr als im Bor-

jahr psarzellsiert worden.
»

Nach Hinweis darauf, daß die Neorganisation des Finanzw-
rungsapparats dieser Arbeiten (llbertra·gung der Finanzierung
auf den 1I9l3i2 neu-gebildeten »Umsatzfonds der Agrarreform«) be-

sonders hindernd gewirkt habe, führt der Landwirtschaftsminister
über die finanziellen Aiäglichkseiten aus:

In der Zeit »der Krise hat die Regierung den Landwirten the-
sonders den kleineren unter ihnen) für die ans sden Umsatzsonds
zu leistenden Zahlungen not-gedrungen besondere Erleichterungen
gewähren müssen, wodurch die Mittel des Fonds erheblich be-

schränkt worden sind. Nach Durchführung aller möglich-enEin-

spakungen isk die Höh-e der verfügbaren Mittel genau festgelegt
und danach das jetzt gelb-ilslsigteProgramm auf-gestellt worden»
»Wie jedes Programms muBte auch der Plan im Bereich

der Agrararbeiten sich auf den realen Möglichkeiten aufbauen.

Eine genaue Analyse . . . des Umsatzfonds der Agrarreform
gewährte mir in Verbindung mit der gleichzeitigen Realisierung
seiner Eingänge durch weitgehende Zahlungserleichterungen ·

..

die Möglichkeit, die Grenzen für die zur Durchführung der

Aktion benötigten Mittel genau festzulegen. Die A u sg ab en

werden für das nächste Jahrfünft auf 181

Millionen Zioty veranschlagt, wovon der Um-

satzfonds der Agrarreform 176 Millionen Zlotv . . . = 97»"-Z
de k -

cBleiden mit diesen Mitteln durchzuführendenArbeiten sind

besonders wichtig -

»die Pakzenjeknngs-, Zusammenlegungs— und Meliorierungs-

aktion Und Zwar fordert bei der heutigen Wirtschaftskon—

junktur wohl die schnellsten und energisch-
sten MaBnahmen das Problem der Parzellierung,
das einerseits mit dem hohen natürlichen Zuwachs unserer

Landbevölkerung in Verbindung steht, andererseits aber mit

der Notwendigkeit, eine bedeuten-de Anzahl gröberer landwirt-

schaftlicher Betriebe durch Parzellierung . . . zu liquidieren
Man mulz nämlich bedenken, daB angesichts der Unmöglichkeit,

den UberschuB unserer ländlichen Bevölkerung-den Industrie-

zentren zuzuleiten oder als Aus-wanderung in das Ausland ab-

zuschsieben . . ., die Beseitigung der dadurchentstandenen so-

zialen und wirtschaftlichen Schwierigkeiten nur durch Or-
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ganisiernng plaiirnäBiger lnnenkolonisation

geschehen kann. Diese innere Kolonisation . . . muB vor allem
dahin streben, diese Bevölkerung aus den übervölkerten Ge-
bieten auszusiedeln, ferner die Zwergwirtschaften zu ver-

grölzern und gleichzeitig zusammenzulegen. .

Wenn man dieses Ziel anstrebt, muB man in erster Linie
daran denken, den entsprechenden Bodenvorrat für die Par-
zellierung zu schaffen, da der Bodenvorrat, der für den Staat
besonders geeignet wäre, d. h. nicht grolze Geldmittel fordern
·würde, nicht sehr groB ist. Abgesehen von den. Besitzungen,
die dem Staat oder der Staatlichen Landwirtschaftsbank ge-

hören, wird also ein entsprechender Bodenvorrat erworben
werden müssen --—— durch z w a n g s w e i s e n A n k a u f auf
Grund der Vorschriften betr. die Durchführung der Agrar—
reform oder durch Ubernahme von Bodenstücken durch den
Staat für gewisse Zahlungsverpflichtungen bzw. Erwerb von

Grundstücken durch Institute des langfristigen Kredits im
Wege der Zwangsvollstreckung

Auf diese Weise lassen sich im Laufe des
nächsten Jaliriünfts über 225 000 ha er-

werben . . ., von denen rund 40 Z auf die
westlichen Wojewodschaften entfallen, der
Rest auf die zentralen, östlichen und südliclien Wojewodsehaf—
ten. Aber neben der rein staatlichen Parzellierung werden wir

auch die Entfaltung der privaten Parzellierung anstreben, wo-

bei gleichzeitig von den Behörden ein entsprechender EinfluB
darauf ausgeübt werden wird, daB diese Parzellierung ratio-

nell und in der für die lnteresssen des Staates erwünschten

Richtung erfolge.
Bei vorsichtiger Rechnung kann man annehmen, daiz auf

diese letzte Weise mindestens 400 000 ha parzelliert werden

könnenl). Auf diese Weise werden im Laufe des
nächsten Jahrfünfts Parzellierungsarbeiten
auf einer Fläche von 625 000 ha durchgeführt
werden, d. h. der Plan wird die Parzellierung von durchschnitt-
lich 125000 ha im Jahr vorsehen.« —

.

Anschließend äußert sich der Landwirtschaftsminister noch kurz
über die Frage der Zusammenlegung bäuerlicher
Güter, die besonders wichtig sei, weil die schachbrettfsörmige
Verteilung der kleinen und kleinsten Besitz-wagen seit langem große
Schäden verursacht habe. Die Aktion soll verstärkt werden, und

zwar sollen im laufend-en Jahre 410000 ha, in den nächstenJah-
ren je Eise-Otto ha, in dem Zeitraum von 1i93(4——1k936isnsgesamt
4000ll0 Wirtschaften mit 2,3- Millionen ha Fläche zusammengelegt
werden.

Endlich wird für die Nieliorjerungsarbeiten noch
mit-geteilt, daß auch hier trotz der beschränkten Resgiserungsmittel
»und der geringen Leistungen, die die Interessenten hierfür auf-
bringen können, eine Steigerung der Arbeiten — und zwar mit
Aiitteln des staatlichen «Arbeitsfonds« — vor-gesehen ist. Gegen-
über den 1936 versansgasbten 4,5 Millionen Zioty sollen im laufen-
den Hausshaltsjashr 6 Millionen Zloty verwandt werden, bei all-
mählicher Steigerung im 4r und ·5. Jahre des Planes nicht weniger
als 20 Millionen Zloty jährlich (!?).

Bemerkst sei zu- diesen Mitteilungen nur, dafz es sich also ent-
gegen den irreführenden Meldusngen der polnischen Regierungs- -

presse nicht um einen organischen Plan mit genau umrissenem Ziel
handelt, sondern einfach um einen ungefähren Vor-anschlag, der
nur ssürdas laufende Hsaushasltsjahr 1s934——«1«93·5genauer entrissen-
ist, und dessen wichtigste — wenn nicht gar ein-

zige —- Folge eine verstärkte Agrarreforin
in den ehemals deutschen Gebieten sein dürfte-

Die politisch-französischenWirtschastsbeziehungen.
Asnläßlich des Besuchs des französischen Außenministers

Barthou in Warschau führte das maßgebende Organ der polni-
schsencResgierungsipresse(,,Gaizeta Poslsskia«)über die posln·ischs-frsan-
zösischenWirtschsaftsibezieshiusngenungefähr folgendes aus:

,,. . . man muB sich darüber klar sein, daB die Wirtschafts-

beziehungen zwischen Polen und Frankreich seit einiger

«

I) Verschiedentlich bezweifelt, vergl. «»Katt«owitzerZeitung«
Nr. 9s3, 23. 4. 193-4".

.
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Zeit nicht zufriedenstellend sind. Das kürz-

lich ausgegebene Kommunique über die Rückkehr der polni-
schen Delegation . .

. aus Paris hat die Schwierigkeiten, die

bei diesen Verhandlungen entstanden sind, nicht verhehlt und

mehr oder minder objektive Kommentare hervorgerufen1).
GefühlsmäBige Reaktionen . . . aber können hier keinesfalls

genügen, solche Einstellung zu Wirtschaftsfragen ist nicht nur

unangebracht, sondern vor allem auch zwecklos. Man sollte

besser vorurteilslos sich darüber klar werden, worauf die
Schwierigkeiten in den polnisch-französischen Wirtschaftsbe-

ziehungen beruhen, «und weshalb diese Beziehungen g a n z

entgegen den voll übereinstimmenden po-

litischen Zielen beider Länder zweifellos

bedeutende Unstimmigkeiten aufweisen.
.

-

. Die wichtigste und grundsätzliche Schwierigkeit der

polnisch-französischen Wirtschaftsbeziehungen liegt zweifellos

darin, daB die Zahlungsbilanz zwischen Polen und

Frankreich seit längerem einen deutlichen Passivsaldo zu un-

seren Ungunsten aufweist. Uber die Bedeutung dieser Frage
mulz man sich völlig klar sein. ln der Zeit der Hochkonjunktur
hatte Polen zweifellos gegenüber Frankreich stets eine passive
Zahlungsbilanz . . . In dieser Zahlungsbilanz muBten fast sämt-

liche Positionen passiv sein, also die Handelsbilanz . . ., die

Bilanzen der Dienstleistungen, Seetransporte, des Fremdenver-

kehrs usw-; endlich auch die Bilanz der Zinsen und Dividen-
. den, die für Polen, das bedeutende Stimmen ausländischen Ka-

pitals braucht, stets passiv sein muB. Nichtsdestoweniger hatte

diese passive Bilanz für Polen keine besonders ungünstige Be-

deutung, weil . . . der Kapitalverkehr das Defizit der Zahlungs—
bilanz in hohem MaBe ausglich. Es genügt z. B. festzustellen.
dalz noch 1929 der Saldo der Kapitalsumsätze zwischen Po-

len und Frankreich für Polen günstig war, dadurch vermin-

derte sich die Passivität der übrigen Positionen der Zahlungs-
bilanz (von denen eigentlich nur eine — die der Geldsendun-

gen unserer Auswanderer — natürlicherweise einen Aktivsaldo

aufwies und bisher aufweist). Der wichtigste Grund dafür aber.

daB diese oder jene Gestaltung unserer Zahlungsbilanz mit

Frankreich für uns damals ziemlich gleichgültig war, war die

Tatsache normaler Zustände auf dem Gebiet des Kapitalver-
kehrs und relativ erträglicher Verhältnisse im Güter- und Men-

schenverkehr auf der ganzen Erde. Kurz: selbst wenn in die-

sem oder jenem Jahre unsere Zahlungsbilanz mit Frankreich

einen Passivsaldo aufwies, konnte man ihn mit Leichtigkeit
auf anderen Abschnitten unserer gesamten Zahlungsbilanz
decken .

. .

Ganz anders . . . in der Zeit der heutigen Krise. Polen er-

füllt weiterhin seine Finanzverpflichtungen gegenüber Frank-

reich —

. . ·
sowohl bei dem Dienst staatlicher und kommu-

naler Anleihen . . . als bei .
. . den Zinsen und Dividenden, die

von französischen Gesellschaften in Polen ohne Beschränkung

durch Devisenvorschriften nach Frankreich gezahlt werden.

Somit könnte die Zahlungsbilanz zwischen Po-

len und Frankreich nur dann ausgeglichen
sein, wenn im Warenverkehr zwischen bei-
den Ländern ein Saldo zu unseren Gun-
sten bestünd e. Es ist uns wohl bekannt, daB

. .
· unsere

Handelsbilanz mit Frankreich stets passiv ist. Auf diese Weise
ist die Passivität der Zahlungsbilanz so hoch, daB sie nicht
mehr in bedeutenderem Malze durch Geldsendungen der Aus-

waniderer gedeckt werden kann, und bekanntlich verringern

1) U. a. erklärte der regsietunsgåfreundlichse,,Kukrj-er Poransny«:
,,. . . die neunmonatlichen Verhandlungen mit Frankreich .

haben ein negatives Ergebnis gezeitigt . . . Das Ergebnis der

Unterbrechung der Handelsbesprechungen ist ganz unerwartet

und paradox . . .«

Es fei asbser anzunehmen, ,,dalz die realen Ergebnisse der

gegenseitigen starken Beschränkungen der Handelsumsätze . .

für den französischen Kontrahenten eine vortreffliche Lek-

tion «
. . sein wird. Der polnische Export hat bereits mehrfach

Spannkraft und Geschick. verlorene Absatzmärkte durch neue

zu ersetzen, bewiesen. Man muB also die Hoffnung hegen, daB

auch nach dem Verlust von Exportmsöglichkeiten nach Frank-
reich er dieselben wertvollen Fähigkeiten beweisen wird.«’

(»Ksusrj-erPsor-anny«20. 4. 1t9f54.)

sich diese ständig infolge der Steigerung der Arbeitslosigkeit
und der allgemeinen Schwierigkeiten in Frankreich.

schlimmer aber ist, daB · · . der Kapitalverkehr zwischen
beiden Ländern in der Zeit der Krise umgekehrte Richtung . .

.

eingeschlagen hat. ln den letzten Jahren wur-

den französische Kapitalien hauptsächlich
aus Polen zurückgezogen. kamen nur in

sehr geringem Umfange neu nach Polen2).
Auf diese Weise zeigten und zeigen schon sämtliche Positionen
der Zahlungsbilanz (abgesehen von der relativ geringen Po-
sition der Geldsendungen unserer Auswanderer) ein Passivum
für Polen. Dazu aber hat sich die allgemeine Weltlage so ge-

ändert, dalZ die Möglichkeit, anderswo die nötigen Beträge zur

Deckung des Passivsaldos gegenüber Frankreich zu erlangen.
immer geringer wird. lm Endergebnis mulz es in den polnisch-
französischen Beziehungen zu der —

gegenwärtig leider in

den Weltwirtschaftsbeziehungen herrschenden — Tendenz

kommen, zur Ausgleichung der beiderseitige-i
Zahlungsbilanz zwischen den beiden Län-

dern

Deren normale Posten mülzten dabei unverändert bleiben.
Zinsen werden gezahlt werden, Dividenden weiter hinaus-

gehen, französische Touristen werden sicherlich nicht Gelder
in grölzeren Mengen nach Polen bringen, kurz: auf diesen Ab-
schnitten muB man damit rechnen, daB ungefähr der status

quo eingehalten werden wird. Es bleiben zwei Positionen, bei
denen eine Änderung eintreten kann: der Z u s t r o m ne u e r

Kapitalien aus Frankreich nach Polen oder

ein UberschuB aus der Handelsbilanz zu-

gunsten Polens-

Es ist schwer- zu sagen, ol) und wie weit

der erste Weg unter den heutigen Bedin-

gungen des französischen Finanzmarktes

möglich ist. Andernfalls mulz beim Waren-

verkehr irgendeine konkrete Lösung ge-

funden werden, die die heutige, völlig
paradoxe Lage lösen könnte. lm Laufe der

Verhandlungen vieler Monate . . . ist leider eine

solche Lösung nicht gefunden worden... Es
ist aber unvorstellbar, dalz — selbst bei objektiv gröBten

Schwierigkeiten —— im Warenverkehr Frankreichs nicht Platz
sein sollte für eine Steigerung der Einfuhr aus Polen, die zu-

letzt rund 150 Millionen Zloty jährlich betrug. Trotz aller

Schwierigkeiten ist dieser Abschnitt der gegenseitigen Be-

ziehungen noch am leichtesten zu erledigen. Hier ist nur etwas

guter Wille nötig, vor allem aber beiderseitiges Verständnis

für die Bedeutung dieser Frage. Denn der heutige Zu-
stand kann länger nicht erhalten bleiben.

Wir sind uns dessen bewuBt, daB Frankreich bei dem
. ·

Export derjenigen Produkte, die es selbst erzeugt, bedeutende

Schwierigkeiten hat, sind aber der Ansicht, daB diese nicht

unüberwindlich sind. Dazu ist aber überhaupt der bisherige
Anteil Polens an der Einfuhr Frankreichs so gering, daB selbst
eine bedeutende Steigerung . · . fast kaum eine Rolle spielen
würde. Es handelt sich nur darum, dalZ man in Frankreich ein-

sieht: eine Änderung der Bedingungen im pol-
nisch-französischen Warenverkehr zuguns-

-t e n P o l e n s ist nicht die Folge irgendwelcher unberechtigten
Ansprüche Polens, sondern ergibt sich organisch aus der Ge-

samtheit der Wirtschaftsbeziehungen beider Länder und m u B

somit trotz aller Schwierigkeiten erfolgen.«
(,,Gazeta Pkolsskia«Nu 1-1t0,2:2. 4. 1196O4-)

Die »Codzien-naGazetia Handlsowa«nimmst an, daß
,,- . . wenn die beiden befreundeten Staaten auf der Grund-

lage des politischen Bündnisses zur Ubereinstimmung ihrer

Ansichten gelangt sind, sie auch auf wirtschaftlichem Gebiet

entsprechende Formen der Verständigung finden werden«

Dsje sehr ialslsgsemseingehaltenen Eukläsrunsgendes französischen
Ausßenmsinistersüber die polnifchssfmnzöfischenWirtschafts-beziehun-
gen wer-den wsie fioilpgkkommen-tieri:

2) Veksgt lass-, Nr. e, S. ers-; 1934, Nr. g, es 4o-.



,,()bwohl sie kein volles konkretes und positives Material
in wirtschaftlicher Beziehung bieten, schaffen sie doch eine

Atmosphäre freundschaftlicher Verständigung, und die pol-
nisch-französischen Wirtschaftsbeziehungen werden aus der

Sphäre der Gefühle und Stimmungen auf die Basis positiver
Lösungen der grundsätzlichen Fragen des polnisch-französi-
schen Bündnisses treten.« (»COD3IMMIGazeka Latwme Ak-

96, 27. 4i. 196s4.)
In Vorwegnahme solcher Hoffnungen swufzte eine andere Zei-

tung, die siichlstets durch betont frank-reichfreundlichseHaltung aus-

zeichnet, lbereits zu melden, dasz als Ergebnis des Besuches die

Verhandlungen schon in den nächstenWochen in Warschau wie-

der aus-genommen werd-en sollen (was von- beiden Seiten demen-

tiert worden ist!), und zwar dürfte
»in der gegenwärtigen Lage · » dek Ah-

schluB des Handelsvertrages höchstwahr-
scheinlich keine bedeutenderen Schwierig-
keiten mehr antreffen.

Die Verhandlungsgriindlagen...sollender—
art erweitert werden, daB Polen im gegen-

seitigen Warenverkehr die Erlangung eines

jährlichen Uberschusses von 200 Millionen

Frs.... zur Erfüllung seiner finanziellen

Vekpk1jchkungen ermöglicht werde.

Zu betonen ist, daB . .
. in den ersten beiden Monaten die-

ses Jahres der Wert des Warenverkehrs zwischen den beiden
Ländern ungefähr auf dern Niveau von 35 Millionen Zioty aus-

geglichen war, was eigentlich ein Verschwinden der Handels-

beziehungen bedeutet.
Die französische Delegation soll auch die Probleme er-

örtern, die mit der Anlage französischer Kapitalien in der pol-
nischen Wsirtschaft3), sowie . . . den Streitigkeiten .

.
. über die

unzulässige Wirtschaft des französischen Kapitals zusammen-

hängen,« (,,·Polosnia«Nr. Z42is, .27. 4. 193i4s.) -·

Gegen-über solchen optimiftischen Äußerungen bewertet das Or-

gan des «3entralroersba·ndesder polnischen Industrie« das Ergeb«
nis des französischenBesuches folgendermaßen:

,,Durch das Kontingentabkommen vom März wurde ·
· . eine

solche Lage geschaffen, dalz man schwerlich erwarten kann,
daB in diesem Jahre, falls sich nichts ändert, der gegenseitige
Umsatz auf jeder Seite den Wert von 35——4() Millionen Zloty
übersteigen werde. Das bedeutet gegenüber 1931 eine Senkung
um 60—70 Z, gegenüber 1933 noch eine Minderung um 33 Z.

Unter diesen Bedingungen könnte der Besuch Barthens
eine bedeutende Besserung der Lage ankünden . . . Leider . .

sind die Pariser Wirtschaftsressorts
«

einer

solchen Besserung nicht allzu günstig ge-

s o n n e n, da sie das ,,Geschäft mit Polen« offensichtlichhur
auf Grund der dürren statistischen Daten der gegenseitigell
Umsåtze berechnen MaBgebenci ist fiik sie offensichtlich nur
Polens Anteil an der Gesamtausfuhr Frankreichs, der natür-

lich gering (rund 1 Z) sein mulz. Das legt schon das gesamte
Verhalten der Wirtschaftsfaktoren Frankreichs zu dem Pro—

blem der Handelsbeziehungen mit Polen fest.
Für uns sieht aber diese Frage etwas anders aus. Und Zwar

nicht nur Unter dem Gesichtspunkt der Handelsumsätze allein,
sondern auf der Basis der gesamten Wiirtschafts- und Finanz-
beziehungen der beiden Länder. Tatsache ist, daB wir stets

eine passive Handelsibilanz mit Frankreich besaBen und ipso
facto das Defizit durch aktive Zahlungssalden auf anderen Ab-

schnitten decken muBten. Diese — für die Zeit vor der Krise
normale — Deckung durch ,,dreieckigen Austausch« wird
immer schwieriger . . ., und es scheint uns, daB man die Frage
des polnisch-französischen Austausches möglichst schnell auf

»die angemessene Ebene der Zahlungsbilanz zwischen den bei-
den Ländern stellen miiizte

3) DigeQuellewuszteauch zu melden, daß gegenwärtig fran-
zösifchse apitalbreisie sefondseres Interesse an der Bergs und
HinttenindusktieOskdhetschslesienszeig-ten, ferner sich ein französi-
sches Bawkenteonssortiumum die übernehme des polnischen sünd-
hqlzmonoiposls(durch Eintritt in die Rechte der schwedischsenGläu-
biger) beim-ahe.»Poloiiia« Nr. MAS, «29. 4. 1934.

.
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Die gegenwärtige Lage garantiert uns als Pl u s n u r d i e
relative Erhaltung unserer Kohlen- und

Holzausfuhr nach Frankreich. Das ist vielleicht

viel, aber sicher zu wenig, um auf die Dauer einen Zustand
aufrecht zu erhalten, in dem wir jährlich rund 5s0 Millionen
Zloty für Zinsen, Dividenden, zurückgezogene Kapitalien zah-
len, gleichzeitig aber einen ausgeglichenen Handelsumsatz in
einer — gegenüber dieser Summe um ein Drittel geringeren —-

Höhe besitzen. Unter diesen Bedingungen m ii s s e n s o g a r

bedeutende Augenblicksinteressen beteilig-
ter Wirtschaftszweige vor den Gesamt-
interessen der Wirtschaft zurücktreten.

Ob unter solchen Bedingungen die Aufrechterhaltung des
Handelsvertrages vom 9. Dezember 1924 geboten ist, haben
wir nicht zu entscheiden. Wir können uns aber nicht des Ein-
drucks erwehren, daB es vielleicht besser wäre,
in den polnisch-fraiizösischen Vertragsbe-
zieliungen ,.tabula rasa« zu schaffen, um so

leichter zu einer endgültigen und billigen
Verständigung zu gelangen.

«

l,,Przeglad Gospodarczy« Nr. 9 (l. 5. 1934), S. 331——332.I

Der Besuch der deutschen Landwirtschastsaborduung
in Polen.

"

Jm Zusammenhang mit dem nützlichen Aufenthalt der Ber-
treter der deutschen Landwirtschaft in Polen hat der Präsident
des Berbandes der polnischen Landwsirtsch-afts!k-ammern,F uda-

sh«owsski, der gegenwärtig die polnischie Land-wirtschaftsdelega-
tion in Berlin führt, über die Ergebnisse der in Wsarschau ge-
sfiishrten Besprechungen u. a. mitgeteilt:

Die deutsch-e Abordnunsg hat die psolnischen Vertreter mit den

Grundsätzen der deutschen A-grar-politik und u. a. auch mit den

Verordnungen der deutsch-en Regierung auf dem Gebiet dier Preis-
uind Marktregulierung bekannt gemacht. Polnischerseits ist die

Bedeutung der lsandwirtschaftlichen Ausfuhr fiir die Landwirt-
fchaft selbst sowie fsiir die Gesamtwirtsschsaftklar-gelegt und dabei

hervorgehoben worden, dafz eine Steigerung des Warenaustau-
sches mit den Nachibsarftaaten vson der Einstellung dieser Staaten

gegenüber der Einfahir poslsnischsserAgrarproduktse abhängig ist.
»Es wurde festgestellt, dalz die in beiden Staaten im Kampf

mit der Agrarkrise angewandten Mittel, besonders aber die
deutsche Gesetzgebung betr. die Marktregulierung für land-
wirtschaftliche Erzeugnisse, ebenso wie die polniischen Vor-
schriften über die Organisationen für die Ausfuhr landwirt-
schaftlicher Erzeugnisse den polniscli-deutschen Warenaus—
tausch erleichtern könnten. Ferner wurde festgestellt, daB eine

Steigerung des Warenaustausches zwischen den beiden Län-

dern in ihrem gegenseitigen Interesse läge. Diese Frage wird . . .

bei dem Dolnischen Gegenbesuch in Berlin am 14.——16. Mai
eingehender erörtert werden.

. . . Nach Berlin werden wir schon mit konkreten Vor-
schlägen darüber. welche Agrarprodukte wir nach Deutsch-
land (und zu welchen Bedingungen?) ausführen können,
fahren.«

Die Bedeutung- der bisherigen Gespräche
siehstPräsident Fudakiowski in folgend-ems:
»Der Agrarexport besitzt nach wie vor beherrschende Be-

deutung für die Gestaltung der Bareinkünfte der Landwirt- -

schaft sowie der Preise der Agrarprodukte am Binnenmarkt.
Unter den gegenwärtigen Bedingungen . .

. besitzt . . . die Aus-
nutzung jeder Möglichkeit, die zur Steigerung der Agraraus-
fuhr und zur Beseitigung der den Binnenmarkt belastenden
Überschüsse der Agrarprosduktion beitragen könnte, für die In-
teressen der polnischen Landwirtschaft unerhört wichtige und

grundlegende Bedeutung. ’

Sollten daher die deutsch-polnischen Landwirtschaftsbespre-
chungen dazu führen, daB Möglichkeiten für eine Steigerung
der polnischen Agrarausfuhr nach Deutschland ermittelt wür-

den, so würden wir —- ohne die Frage zu entscheiden, in wel—
eher Form es zu einer solchen sExportsteigerung kommen
würde — dieses Ergebnis als einen groBen Erfolg unsererseits
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ansehen . -. . Selbstverständlich wird die Entscheidung über

die Ausnutzung der von uns vorbereiteten Möglichkeiten und

über die Gewährung von Gegenwerten an Deutschland für die
uns beim Agrarexport eingeräumten Vorteile der Regierung
gebühren«

I»Gazeta Polslca« Nr. 123, 5. 5. 1934; ,.Kurjer Porannv«
5. 5. 1934.l

Die Rentabilität des polnischen Kohlenbergbaues
in den Jahren 1928-1933.

Ein kürzlich in den Arbeiten des staatlichen Konju-nkturfor-
schsungåinstituteå(»Prace Jnstystustu Badania Konjunktur Goåpos
darczych i Cen«, Band Il, Heft zir) vseröfsentliischterAufsatz von

L. Land-an über die Entwicklung der Preise und Produktions—
kosten des- polnischen Kiohlenlberglbaues in den Jahren 1A2!8—1«i9-36

war zu dem Schluß gekommen, daß
»die Rentabilität der Produktion in diesem Wirtschafts-

zweige unter den gegenwärtigen Bedingungen veriiältnistnäBig
hoch ist.«

Gegen diese Behauptung wendet sich jetzt eine in der Zeit-
schrift des «3enkr·al«verbandesder polnischen Industrie« erschienene
Untersuchung idie den vson Landau ausschließlichbenutzten Relativ-

zahlen die tatsächlichenVerksasusfszerlsöseund Prsodushtionsskosten ser-
techsnet unter Benutzung der von Landau ausgegebenen cRelativ-

zahlenlss entgegenstelle Es- evgeben sich hier die folgenden inter-

essanten Tabellen:

Jahr Durchschnitts-preis Absatz Verkaufserlös
(nach Landaui) (1000 to) (Mill. ZU

J n la n d Halb s iaiz sahne Eigenversbrausch und Deuustatkoshslsej
1928 18,0 W 5611 45595
1929 20,4 27 lW 601,2
1930 20,8 20 2922 463,8
M1 20,8 19 04s2 434,()

- 19352 19,2 15 192 3120,1
teee (1—v1) 1·7,8 e 709 1e1,-2
1936 (VII———X) 16,9 5 3416 97,0

Absatz auf KonventioanIärkten

1928 23,7 5 258 1(Z4,6·
19219 26,1’ 5 0411 1417,2
1930 «24,2 3 695 89,4
1931 25,8 Z 3046 86,3
1962 2I4,-8 2 1s24 52,7
1933 (l—Vl) -20,0 6·15 12,Z
1933 (Vll———X) 21,3 710 15,1

Absatz »auf freien Atärkten

11928 1i4,6 8 18419 11«9,0

1929 1!2,5 8 760 109,1
Ioaa 1c3,3 9·1i16 1.21,2
193sls 10,7 10 Vl- 117,5
19612 7,7 »8l23«8 63,4
1966 (I—v1)- 8,0 Z 510 28,1
1963 (v11—x) 7,9 2 830 22,4-

Der Gessamkerlös habe sich also in den Jahren 1s928

bis 1933 wie folgt gestaltet:

A b s a tz E r l ö H

1928 36 968 000 to 7083,1 Mill. Jl.
1-"929 4I13494 000 ,, 857,5 ,, »

1960 33 106 000 « 674,4 » «

1934 33 369 000 » 63-7,8- » »

19612 25 554 M ,, 436,2 « «

1936 (l—VI) 10864 000 » 171.,6 » »

1933 (Vll——X) 8 856 000 « 134,5 » »

Für die Ko sie n folg-en jetzt gesonderte Tabellen über die Ge-

staltung der Löhne (aussigezsa.hlsteLöhne —I—Sozialsbeiträge—s-Depa-
tiatsldoblse),Vermalitungsslrosten und der Kosten für Kohle- usnd Holz-
versbraiuch, die nach Land-au- zusammen 648,8 Z der Betrieibsksosten
darstellen. Für diese Untersuchung wird nach Abzug des- eigenen
Kiohlseverbrauchsåihre Höh-e san 67,7 Z angesetzt, sodaß zur Ve-

rechinunsg der Gesamstksoften4s9,:9«0-Zder bisherigen Kosten (4-9,9 Z
von 67,7 Z : ZZ,3 Z der Gsesamtikioftemhinzuzusfetzen seien. Es

ergaben sichsalsso als

Produktionsksiosten (in Mill. 3l·)

ArsbseitsslzöhneVerwaltungsbosten cRestxlichseGesamt-
(ohne Depsutatksoshslich und Holz Kosten kosten

1928 3401,0 108,0 2104,3 6«13,3
1929 BGB-I 1«2)6,2 255,5 7519,8
1l930 3s3l2,5 1t07,8 ;2121,«9 636i1,7
19311 307,8 92,6 Sitz-i 602,8
1s932 2Il.2,7 7:2,»0 1i4is,0 43(),7
18983 (1—v1) 84,7 29,·2 ;58,7 17·2,6
1933 (VII——X)(56,«2

«

W,«5 38,8 1«15,5

und als

Betriebsergebnisfe (in Milli. ZU

Verkaufseriöse Kosten Bruttos-Ergebnis se
1e91218 mais mais- sag
»wes 857,5 759,8 97,7
1930 6714,4 Heu 1-2,7
1964 637,8

"

one-s also
1s932 We usw 5,-5
met- (I-——v1)- 1(7)1,·6 1«7(2,6 « 1,0
1933 (v11——x) 1s34,5 s1i115,5 19,0

Von diesen Brutto-Ertragen seien zu leisten: 1. Jnvestierungen,
Amortisation des Betriebsstksapitatå usnd Unterhaltung stillgelegter
Gruben, 2. Staats-s- und Komrm-u-nal«steuern,Z. Verzinsung und

Amortisation der Schulden.

Zu diesen Ersgebnissen wird asbifchsliießendnur noch bemerkt:

Sie seien,

,,da sie auf den gleichen Zahlen beruhen wie die Angaben

Landaus, ebenso berechtigt wie die Angaben dieses Verfassers
Wir sehen insbesondere den Umbruch der Konjunktur im Jahre

1930, die Katastrophe von 1932 und in der ersten Jahreshälfte

1933 und erhalten schlieBlsich als Ergebnis für die ersten 10 Mo-

nate des letzten Jahres —- statt des lsndex’ 9-8 für die Rentabili-

tät 1933 gegenüber 1928, zu dem Landau kommt —

e i n F ü n f -

tel der Brutto-Erträge von l928. Trotz dieser

Verschiedenheit der Ergebnisse liegt zwischen unseren Ergeb-
nissen und den Zahlenergesbnissen Landausskeine Differenz vor:

für jede Beurteilung der Rentabilität muB man nämlich nicht

nur Bedingung (1) Preisekosten 1 berücksichtigen, wie Landau

richtig feststellt, sondern auch die Bedingung (2) EtlöskOSten

M, wobei die Höhe von M (Minimum) von der GröBe des Be-

triebes und seinen spezifischen-«Bedingungen «abhä11gt. Erst die

Zusammenstellung-von (1) und (2-) ergibt die wahre Rentabili-

tät. Für die Kohlenindustrie war unter den von Landau an-

gesetzten Bedingungen im Jahre 1933 Bedingung (1) erfüllt-

Bedjngung ("2) dagegen weit davon entfernt. Wenn die-

selbe Industrie . · . 1928 einen Ertrag von

90 Millionen Zloty lieferte, in den ersten

10 Monaten des Jahres 1933 dagegen nur

18 Millionen Zloty. wird trotz der ganzen Ähn-

lichkeit der lndexziffern . .’. n i e m a n d e r n sth a f t b e —

haupten, dalz die Lage dieser Industrie 1933

nicht viel schlechter als im Jahre 1928 ge-

w e s e n s e i.«

l,,Przeglad Gospodarczy« Nr- 9 (1. 5. 1934), S. 35«6—--358.1
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